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Sehr geehrte Frau Schönfelder, 

 

der Schleswig-Holsteinische Richterverband bedankt sich für die Anhörung zum Gesetz-

entwurf und überreicht in der Anlage seine Stellungnahme. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Frank Engellandt 

DER VORSTAND 
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Dr. Frank Engellandt 
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Stellungnahme zum Entwurf eines 

Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes 

(LT-Drucksache 18/2494 (neu) (2. Fassung)) 

 

 
 

Der Schleswig-Holsteinische Richterverband hält die in § 83 a Abs. 1 LBG-E neu eingefügte 

Erfüllungsübernahme bei Schmerzensgeldansprüchen für sinnvoll. Die Fürsorgepflicht des 

Dienstherrn gebietet es, Beamtinnen und Beamten, die in Ausübung ihres Dienstes Opfer 

von Gewalttaten werden, bei der Durchsetzung von Schmerzensgeldansprüchen angemes-

sen zu unterstützen. Die nunmehr vorgesehene Vorleistung bei rechtskräftig festgestellten 

Schmerzensgeldansprüchen stellt hierzu einen wichtigen Beitrag dar, zumal die Durchset-

zung derartiger Ansprüche in der Rechtspraxis sehr häufig an der mangelnden Liquidität 

bzw. Vollstreckbarkeit des Schädigers scheitert. 

 

Die in § 83 a Abs. 2 Satz 2 LBG-E als Ermessensentscheidung ausgestaltete Möglichkeit 

der Anrechnung einer Unfallausgleichszahlung gemäß § 39 des Beamtenversorgungsgeset-

zes (SHBeamtVG), einer Unfallentschädigung gemäß § 48 SHBeamtVG oder eines Scha-

densausgleichs gemäß 49 Abs. 1 Satz 2 SHBeamtVG erscheint dem Grunde nach sachge-

recht. Aufgrund des besonderen Charakters des Schmerzensgeldes sollte jedoch in der Er-

messenspraxis sichergestellt sein, dass bei der Gesamtbetrachtung aller Ausgleichsleistun-

gen des Dienstherrn den geschädigten Beamtinnen und Beamten nicht allein materieller 

Schadensersatz gewährt wird, sondern ihnen auch ein angemessener Ausgleich für die erlit-
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tenen Schmerzen und Leiden verbleibt. Dies gilt vor allem auch mit Blick auf die Genugtu-

ungsfunktion des Schmerzensgeldes.   

 

Die in § 83 a Abs. 4 LBG-E geschaffene Verordnungsermächtigung betreffend das Verfah-

ren für die Erfüllungsübernahme und die Gewährung von Rechtsschu hält der Schleswig-

Holsteinische Richterverband für sinnvoll.    

 

 




